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Abstract 
 
Ausgehend von der Annahme, dass Antisemitis-
mus als soziales Problem zum Gegenstands- 
bereich der Sozialen Arbeit gehört, untersucht 
der Beitrag mittels qualitativer Inhaltsanalyse die 
Positionierungen nationaler und internationaler 
Fach- und Berufsverbände der Sozialen Arbeit 
zur Thematik des Antisemitismus nach dem  
7. Oktober 2023. Die Ergebnisse zeigen ein 
Spektrum von Nichtwahrnehmung bis hin zu  
zögerlichen Versuchen, Antisemitismus als ein 
soziales Problem für die Soziale Arbeit anzuer-
kennen. Sie legen die Notwendigkeit eines anti-
semitismuskritischen Perspektivwechsels in der 
Sozialen Arbeit nahe. 
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Sozialarbeiter*innen für ein freies Palästina? 
Eine vergleichende Analyse der Positionierungen von Fachverbänden 
der Sozialen Arbeit nach dem 7. Oktober 2023 
Von Holger Knothe

Die Massaker vom 7. Oktober 2023 stellen eine 
Zäsur in der Geschichte des Antisemitismus nach 
der Shoah dar. Sie markieren eine globale Ver-
schärfung antisemitischer Gewalt, deren Aus- 
wirkungen auch Profession und Disziplin der  
Sozialen Arbeit vor Herausforderungen stellen 
könnte. Der Konjunktiv erscheint an dieser Stelle 
angebracht, weil seitens der verbandlich organi-
sierten Sozialen Arbeit national und international 
bisher kaum Stellungnahmen und Positionierun-
gen zum Massaker des 7. Oktober und damit 
verknüpft zum Problem des Antisemitismus exis-
tieren. Dabei gäbe es gute Gründe für eine aus-
führliche und intensive Rezeption, folgte man 
der Selbstauskunft der Berufs- und Fachver-
bände der Sozialen Arbeit. Demnach handelt es 
sich um einen werteorientierten Beruf, der auf 
ethischen Grundsätzen wie „sozialer Gerechtig-
keit, Menschenrechten, gemeinsamer Verant-
wortung und Respekt für Vielfalt“ (DBSH 2016) 
basiert. Vor dem Hintergrund dieser für Profes-
sion und Disziplin integralen Selbstbeschreibung 
stellen sich Fragen nach den Positionierungen 
seitens der institutionalisierten Akteure der Sozi-
alen Arbeit auf die Anschläge des 7. Oktober und 
den damit verbundenen krassen Verstößen ge-
gen ebenjene ethischen Grundsätze. Dieser Bei-
trag untersucht daher, ob und wie sich nationale 
und internationale Fach- und Berufsverbände 
der Sozialen Arbeit nach dem 7. Oktober gegen-
über dem Problem des Antisemitismus positio-
niert haben. Die Ergebnisse zeigen ein Spektrum, 
das von Nichtwahrnehmung bis hin zu vorsichti-
gen, manchmal zögerlichen Versuchen reicht, 
Antisemitismus als ein soziales Problem für die 
Soziale Arbeit anzuerkennen. 
 
In einem ersten Schritt wird die Bedeutung des 
Antisemitismus als soziales Problem innerhalb 
der Sozialen Arbeit dargestellt (1), um daran an-
schließend methodisch informiert (2) eine ver-

gleichende Analyse der Darstellung des 7. Okto-
ber und seiner Folgen durch deutsche und inter-
nationale Fach- und Berufsverbände vorzuneh-
men (3). In der abschließenden Diskussion wer-
den neben möglichen Gründen für die Normali-
sierung der Nichtwahrnehmung auch die Not-
wendigkeit eines antisemitismuskritischen Per-
spektivwechsels in der Sozialen Arbeit themati-
siert (4). 

 
1. Soziale Arbeit und Antisemitismus nach 
dem 7. Oktober 
 
Die grundlegende Frage ist: Warum sollte sich 
Soziale Arbeit mit Antisemitismus befassen? Eine 
erste Antwort auf diese Frage lässt sich in den 
herkömmlichen und gebräuchlichen Definitio-
nen des Faches finden, denn im Kern geht es der 
Sozialen Arbeit darum, soziale Probleme anzu-
gehen – also Probleme, die das Leben der Men-
schen so tiefgreifend beeinflussen, dass sie bei-
spielsweise zu Ausgrenzung oder Benachteili-
gung führen. Soziale Arbeit kann als eine Wis-
senschaft des Handelns und der beruflichen Pra-
xis definiert werden, die sich mit sozialen Proble-
men befasst (Bommes/Scherr 2012; Scherr 2017). 
Als solche rechtfertigt und gestaltet sie Beratung, 
Betreuung, Bildung, Erziehung oder Intervention 
als Hilfe für Menschen, deren Lebenssituationen 
oder Leben von einem sozialen Problem so be-
einflusst sind, dass sie von Benachteiligung oder 
Ausgrenzung betroffen sind (vgl. Scherr 2017: 
34). 
 
Antisemitismus gewinnt seine Relevanz als Ge-
genstand für die Soziale Arbeit durch die Kenn-
zeichnung als soziales Problem. Hierfür gibt es in 
der Regel zwei fachspezifische Begründungen: 
Erstens verweist die Beziehung zwischen Anti- 
semitismus und seiner weitgehenden gesell-
schaftlichen Ächtung auf seinen Charakter als  
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soziales Problem. Offen antisemitische Einstel-
lungen oder Handlungen werden in der Regel  
als abweichend, diskriminierend oder feindselig  
außerhalb der gesellschaftlich anerkannten Kon-
zepte von Normalität, des Konsenses über Werte 
oder Vorstellungen von Gerechtigkeit lokalisiert 
und daher als soziales Problem behandelt  
(Groenemeyer 2013; Diddens 2024). Als soziales 
Problem sollte Antisemitismus ein Thema der 
Sozialen Arbeit sein. Zweitens basiert das etab-
lierte Verständnis der Sozialen Arbeit im Wesent-
lichen auf einer kodifizierten Berufsethik, die So-
zialarbeiter*innen verpflichtet, Menschenrechte 
zu wahren und soziale Gerechtigkeit zu fördern 
(Motzke 2014). Damit verbunden sind das Diskri-
minierungsverbot und die Pflicht, „jegliche Dis-
kriminierung zu unterlassen und der Diskriminie-
rung durch andere entgegenzuwirken und diese 
nicht zu dulden“ (DBSH 2024: 38). Soziale Arbeit 
beinhaltet den Auftrag, gegen Diskriminierung 
und damit auch gegen Antisemitismus vorzu- 
gehen. 
 
Unabhängig davon, unter welchen Bedingungen 
diese Verpflichtung wirksam wird und wie diese 
Verpflichtung in konkrete Handlungsoptionen 
übersetzt werden kann, spielt Antisemitismus  
in der gegenwärtigen materiellen Wirklichkeit 
sozialarbeiterischen Handelns keine große Rolle. 
So haben unterschiedliche Beiträge wiederholt 
gezeigt, dass Antisemitismus in der beruflichen 
Ausbildung, in Lehrplänen oder im alltäglichen 
Diskurs kaum Beachtung findet (Schäuble/ 
Radvan 2016; Perko 2020; Lehnert 2021; Knothe 
2023; Broden/Jagusch 2026). In deutschen Sozial-
arbeitsstudiengängen wird Antisemitismus in 
den Modulhandbüchern so gut wie nicht thema-
tisiert. Infolgedessen gibt es weder in der Berufs-
praxis noch in der akademischen Ausbildung 
manifeste Elemente einer antisemitismuskriti-
schen Perspektive, die zur Sensibilisierung ge-
genüber antisemitischen Einstellungen oder 
Handlungen befähigen würden. Stender (2026: 
28f.) spricht in diesem Zusammenhang von der 
„Leerstelle Antisemitismus“, die sich in fehlender 

 
1 Die Katholische Hochschule Nordrhein-Westfalen (katho) mit ihrem Centrum für Antisemitismus- und Rassismus-
studien [CARS] und zum Teil obligatorischen antisemitismuskritischen Lehrveranstaltungen in Studiengängen zur 
Sozialen Arbeit ist leider nur eine Ausnahme. 

Forschung, nicht existenter curricularer Veranke-
rung sowie infolgedessen nur unzureichend pro-
fessioneller Bearbeitung widerspiegelt. Die struk-
turelle Blindheit der Profession gegenüber Anti- 
semitismus in nahezu allen Handlungsfeldern 
führt dazu, dass Antisemitismus – wenn über-
haupt – als historisches Thema oder als Rand- 
phänomen behandelt wird (Rajal 2020). Zudem 
wird die spezifische Logik antisemitischer Weltbil-
der oft unter dem Sammelbegriff „Rassismus“ 
subsumiert und dadurch unsichtbar gemacht. 
Was die akademische Ausbildung anbelangt, so 
spricht einiges für die Annahme, dass sehr viele 
Studierende ihren Abschluss erlangen können, 
ohne sich im Rahmen des Studiums jemals mit 
Antisemitismus auseinandergesetzt zu haben.1 
Diese Auslassung ist nicht arbiträr: Profession und 
Disziplin der Sozialen Arbeit haben das Bewusst-
sein für Antisemitismus nicht in gleicher Weise  
institutionalisiert wie für andere Formen der Dis-
kriminierung. Hätte dieser Befund im Lichte 
gleichbleibend hoher antisemitischer Einstellun-
gen und Handlungen schon vor dem Massaker 
des 7. Oktober problematisch für das Selbst- 
verständnis der Sozialen Arbeit sein sollen, so ver-
schärft sich diese Problematik nach dem 7. Okto-
ber und dem damit einhergehenden drastischen 
Anstieg an antisemitischen Vorfällen (RIAS 2025) 
signifikant. Insofern stellt sich die Frage nach  
dem Umgang mit der Katastrophe des 7. Oktober 
insbesondere für die organisierten Verbände der 
Sozialen Arbeit wie den internationalen Berufs- 
verband International Federation of Social Work-
ers (IFSW), sein deutsches Pendant (DBSH) sowie 
die eher akademisch ausgerichtete Deutsche  
Gesellschaft für Soziale Arbeit (DGSA). Wurde das 
Ereignis überhaupt rezipiert? Spielte der anti- 
semitische Charakter der Tat bei der Rezeption 
eine Rolle? Welche Themen wurden damit ver-
knüpft? Welche Standpunkte wurden vertreten 
und welche Argumentationsstrukturen wurden 
deutlich? Im Folgenden wird diesen Fragen mit-
hilfe einer qualitativen Inhaltsanalyse maßgeb- 
licher Einlassungen der Fachverbände zu diesem 
Thema nachgegangen. 
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2. Zum methodischen Vorgehen 
 
Für eine Dokumentenanalyse, wie sie hier vorge-
nommen wird, bieten sich verschiedene Verfah-
ren der qualitativen Sozialforschung an. Jedes 
hat dabei seine spezifischen Vor- und Nachteile. 
Die Entscheidung, mittels einer qualitativen  
Inhaltsanalyse (Mayring 2022) vorzugehen, hat 
Auswirkungen, die in den integralen Eigenschaf-
ten der Methode begründet sind. Es handelt sich 
dabei um ein übersichtliches und eindeutiges 
Verfahren, das durch die Reduktion und Struktu-
rierung des empirischen Materials zur verbesser-
ten Handhabbarkeit der Analyse beiträgt. Ein 
weiterer Vorzug besteht in der Gegenstandsan-
gemessenheit sowie der Möglichkeit, theoriege-
leitet und deduktiv vorgehen zu können. Das be-
deutet indes nicht, dass ein starres Reglement 
über das empirische Material gestülpt werden 
soll und dieses dann anhand des eigenen For-
schungsinteresses dienstbar gemacht wird. Um 
dieser Gefahr entgegenzuwirken, bedarf es der 
Explikation des eigenen Vorverständnisses hin-
sichtlich der Fragestellung und des Materials. 
Dies betrifft vor allem die Konstruktion der Kate-
gorien, die der Analyse zugrunde liegen. Für den 
vorliegenden Fall kommt es darauf an, aus der 
Beschreibung und Analyse der „Leerstelle Anti-
semitismus“ (Stender 2026: 28) innerhalb der So-
zialen Arbeit entsprechende Kriterien zu dedu-
zieren, die sowohl diesem Wissensbestand als 
auch den untersuchten Dokumenten gerecht 
werden. 
 
Die Kernfrage lautet, welche Positionen in Bezug 
auf Antisemitismus von institutionellen Akteuren 
der Sozialen Arbeit vertreten werden. Dies unter-
stellt nicht nur, dass innerhalb dieser Akteure  
und Verbände mehr als eine Position dazu  
existiert, sondern idealerweise, dass diese sich 
aufeinander beziehen und ausgehandelt werden. 
In einer zugespitzten und prononcierten Version 
der Fragestellung geht es darum, festzustellen, 
welche Positionen in den jeweiligen Dokumenten 
zum Problem des Antisemitismus sichtbar wer-
den. Theoretisch gibt es hierfür eine qualitative 
Vielfalt von Möglichkeiten, sichtbar auf einem 
Spektrum der Positionierung, dessen jeweilige  
Enden durch den Pol der Negation des Problems 

bis hin zum Pol der Anerkennung des Problems 
markiert werden. 
 
Was die Auswahl der zu analysierenden Doku-
mente anbelangt (vgl. Tabelle 1), wurden in einem 
ersten Schritt alle schriftlichen Stellungnahmen 
und Äußerungen seitens institutioneller Akteur-
*innen wie des DBSH (Dokumente 3 und 4) und 
der DGSA (Dokumente 9 und 10) seit dem 7. Ok-
tober 2023, welche sich in irgendeiner Art und 
Weise auf den Begriff Antisemitismus beziehen, in 
das Sample mit aufgenommen. Da die Anzahl  
dieser Dokumente überschaubar ist, wurde auch 
die sehr viel größere Anzahl an Statements des  
internationalen Dachverbandes IFSW mit aufge-
nommen (Dokumente 1, 2, 5, 7, 8, 11, 12, 15), die 
sich auf den diskursiven Anlass, also den Überfall 
der Hamas und anderer palästinensischer Terror-
organisationen auf Israel (Grigat 2025: 8) und den 
nachfolgenden Krieg, beziehen. Dazu gehören 
auch die durch die IFSW bekanntgemachten Do-
kumente der Palestinian Union of Social Workers 
and Psychologists PUSWP (Dokumente 6 und 13) 
sowie der Israeli Union of Social Workers IUSW 
(Dokument 14). Die durch diese Hinzuziehung  
gewonnene Vergleichsdimension zwischen Akt-
euren in Deutschland einerseits sowie der interna-
tionalen Diskussion andererseits ist geeignet,  
weitere Fragen an das Material zu erzeugen: Be-
ziehen sich die jeweiligen Statements aufeinan-
der? Oder ist der oftmals abgeschlossen wirkende 
nationale Rahmen maßgeblich für die Positionie-
rung gegenüber Antisemitismus? Schlussendlich 
gilt es auch auf die Limitationen der Fallauswahl 
hinzuweisen, denn bei den untersuchten Doku-
menten handelt es sich um offizielle Stellungnah-
men, nicht um das, was die Mitglieder der jeweili-
gen Verbände in einzelnen Interviews zu sagen 
haben. Hier wäre von einer weniger abgewoge-
nen und offiziellen Sprechart auszugehen. Die  
Ergebnisse der qualitativen Inhaltsanalyse sind  
in diesem Sinne eingeschränkt gültig. Auf der an-
deren Seite sind es gerade die offiziellen Stellung-
nahmen, welche das Ergebnis von organisations-
internen Differenzierungs- und Aushandlungs-
prozessen der Mitglieder markieren und insofern 
hohe Plausibilität beanspruchen können, wenn es 
um die Positionierung verbandlicher Akteure zu 
Antisemitismus geht. 
 



Tabelle 1: Datenkorpus 

NR. PRIMÄR-
QUELLE DATUM DOKUMENT ANLASS 

1 IFSW 
2023a 

Okt 23 "Solidarity with Social Workers in Israel and 
Palestine" 

Hamas-Überfall vom 7. Oktober 
2023 

2 IFSW 
2023b 

Okt 23 Israel/ Palestine: IFSW calls for immediate 
Ceasefire and to address the root cause of 
the conflict 

Beginn der israelischen Offensive 

3 DBSH 
2023a 

Dez 23 Antwort an die „Sozialarbeiter*innen gegen 
Antisemitismus“ 

Antwort auf einen offenen Brief, 
der die Beteiligung antizionisti-
scher Gruppen an einer Demon- 
stration von Sozialarbeiter*innen 
gegen unzureichende Arbeits- 
bedingungen in Berlin kritisiert  

4 DBSH 
2023b 

Dez 23 „Israel / Palästina: IFSW fordert sofortigen 
Waffenstillstand und die Ursachen des Kon- 
flikts angehen“ (Deutsche Übers. von Dok. 2) 

Beginn der israelischen Offensive 

5 IFSW 
2024a 

Feb 24 IFSW supports global statement of humani- 
tarian leaders calling for an immediate cease- 
fire in Gaza 

Humanitäre Krise in Gaza 

6 PUSWP 
2024 

Mar 24 The Palestinian Union of Social Workers and 
Psychologists statement on the suspension of 
a social worker who advocated against the 
Gaza invasion 

Suspendierung eines palästinen- 
sischen Professors wegen kon- 
troverser Äußerungen 

7 IFSW 
2024b 

Mar 24 Unconditional humanitarian aid to Gaza now Israelische Blockade von Hilfs- 
lieferungen 

8 IFSW 
2024c 

Jun 24 Social Workers for a Free Palestine: World 
Social Work Day Online Event 

Internationaler Tag der Sozialen 
Arbeit 

9 DGSA 
2024a 

Apr 24 Für eine plurale und demokratische Gesell- 
schaft – Rechtsextremismus, Rassismus und 
Antisemitismus wirksam entgegentreten! 

Treffen von Rechtsextremisten in 
Potsdam 2023 

10 DGSA 
2024b 

Jun 24 Stellungnahme des DGSA-Vorstands zur 
Wissenschaftsfreiheit und zu den aktuellen 
Reaktionsweisen auf die gegenwärtigen 
Hochschulproteste zum Nahostkonflikt 

Einschränkung der akademi- 
schen Redefreiheit als Folge 
staatlicher Reaktionen auf 
Universitätsproteste gegen den 
Nahostkonflikt 

11 IFSW 
2024d 

Jun 24 Response to the PUSWP call for the expulsion 
of the IUSW 

Boykottaufruf der IUSW durch 
PUSWP 

12 IFSW 
2025a 

Jan 25 IFSW executive issues censure against the 
Israeli Union of Social Workers for not acting 
to promote peace 

Tadel gegen die Israeli Union of 
Social Workers (IUSW) aufgrund 
der Verletzung ethischer Stan- 
dards der IFSW 

13 PUSWP 
2025 

Jan 25 Response to the IFSW Statement: A Call for 
Ethical Integrity and Decisive Action 

Tadel gegen IUSW 

14 IUSW 
2025 

Feb 25 A Response of the Israeli Union of Social 
Workers to the IFSW statement of 09.01.2025 

Tadel gegen IUSW 

15 IFSW 
2025b 

Jul 25 Public statement of solidarity with Palestinian 
social workers and the people of Gaza 

Gazakrieg 
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3. Ergebnisse: Positionierungen der institutio-
nellen Akteure 
 
Die empirische Analyse kann nicht von zwei mit- 
einander verbundenen Kontexten getrennt wer-
den: erstens dem für die Soziale Arbeit seit gerau-
mer Zeit grundlegenden und elementaren Men-
schenrechtsdiskurs und zweitens dem spezifisch 
deutschen postnazistischen Rahmen zu Themen 
wie Antisemitismus oder dem Nahostkonflikt. Die 
Kluft zwischen dem Diskurs in Deutschland einer-
seits und dem internationalen Diskurs zu diesen 
Themen andererseits ist nach wie vor bemerkens-
wert, wie die analysierten Dokumente zeigen. Dies 
ist nicht überraschend, da institutionelle Akteure in 
anderen, vergleichbaren Feldern mit ähnlichen  
Entwicklungen und Argumenten konfrontiert sind, 
wenn es um die Positionierung zu Antisemitismus 
oder zum Nahostkonflikt geht.2 In der Tat zeigen 
sich neben erwartbaren strukturellen Ähnlichkeiten 
auch Verschiebungen und Verzerrungen, wie die 
folgenden drei zentralen Ergebnisse der qualitati-
ven Inhaltsanalyse verdeutlichen. 
 
3.1 Erkennen vs. Auslassen 
 
Unabhängig von der viel diskutierten Frage, was 
Antisemitismus eigentlich sei, wie er wissenschaft-
lich sinnvoll gefasst werden kann, welche Bestand-
teile notwendig dazugehören und wie diese Er-
kenntnisse in Prozesse politisch-praktischen Han-
delns, z. B. zur sozialarbeiterischen Prävention, 
übersetzt werden können, steht die Sensibilität ge-
genüber Antisemitismus als sozialem Phänomen. 
Die sich dabei manifestierenden Unterschiede hin-
sichtlich der Wahrnehmungsschwelle gegenüber 
Antisemitismus spiegeln sich exemplarisch in der 
politisch aufgeladenen Debatte um die zutreffende 
Definition des Phänomens (Sigel 2022; Würde-
mann 2024; Voigt 2025; Lelle/Uhlig 2026). Jenseits 
einer Bewertung der unterschiedlichen Positionen 
belegen die unterschiedlichen Definitionsversuche 
recht deutlich, dass „[…] weder Einigkeit darüber 
besteht, was Antisemitismus genau ausmacht,  
 

 
2 Man denke beispielsweise an den Ausschluss der Israelischen Soziologischen Vereinigung (ISS) durch die Interna-
tionale Soziologische Vereinigung (ISA), gegen den die Deutsche Gesellschaft für Soziologie (DGS) Einspruch erho-
ben hat (DGS 2025) und welcher die Österreichische Gesellschaft für Soziologie zum Austritt aus der ISA veranlasst 
hat (ÖGS 2025). 
 

noch darüber, in welchem Verhältnis er zur Kritik an 
Israel steht“ (Voigt 2025: 76). Vor diesem Hinter-
grund fällt im Datenkorpus auf, dass in den analy-
sierten Aussagen lediglich zwei Positionen vertre-
ten wurden: zum einen die Position des Erkennens 
oder Anerkennens von Antisemitismus als eigen-
ständigem sozialem Phänomen. Diese Anerken-
nung findet sich vor allem in den deutschsprachi-
gen Dokumenten. Darin wird Antisemitismus aus-
drücklich als gesellschaftliches Problem benannt, 
neben anderen Formen der Diskriminierung aner-
kannt und es wird hierzu bzw. dagegen Stellung 
bezogen. So betonen beispielsweise die Erklärun-
gen der DGSA die Ablehnung sowohl von Anti- 
semitismus als auch von anderen Formen der Dis-
kriminierung (Dokumente 9, 10). Demgegenüber 
steht zum anderen die Position des Auslassens 
oder der Negation, wie sie bei internationalen  
Akteuren wie der IFSW vorherrscht; hier wird der 
Begriff des Antisemitismus gänzlich vermieden. In 
ihrer Erklärung vom 12. Oktober 2023 (Dokument 
1) beispielsweise bekundete die IFSW ihre Solidari-
tät sowohl mit israelischen als auch mit palästinen-
sischen Sozialarbeiter*innen, vermied es jedoch 
auffällig, das Massaker der Hamas, seine Opfer 
oder eventuelle antisemitische Motive zu erwäh-
nen. Stattdessen blieb die Sprache vage und for-
derte „Frieden“, ohne Verantwortlichkeiten zuzu-
weisen oder Antisemitismus zu benennen. Dieses 
Muster wiederholte sich in den nachfolgenden Er-
klärungen, darunter auch in einem Aufruf zum Waf-
fenstillstand am 30. Oktober 2023 (Dokument 2): 

Wir rufen andere Organisationen, Verwaltungen
und Menschen dazu auf, den Weg des Friedens
zu unterstützen, um den Kreislauf der Vergel-
tung durch einen vollständigen Waffenstillstand
zu beenden, und jede Seite zu einem schrittwei-
sen Prozess des Aufbaus des Vertrauens zu drän-
gen, das notwendig ist, um die Ursachen dieses
Konflikts anzugehen.1 (IFSW 2023b) 
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Dieser ethisch-moralische Appell der Internatio-
nalen Vereinigung der Sozialarbeiter*innen bein-
haltet letzten Endes die Aufforderung an den 
Staat Israel und Jüd*innen weltweit, eine Ver-
trauensbeziehung zur Hamas aufzubauen, also 
zu einer Organisation, die in ihrer Charta von 
1988 offen erklärt, dass ihr oberstes Ziel die Er-
mordung von Jüd*innen ist (Pfahl-Traughber 
2022; zum Grundsatzpapier von 2017 Herf 2024). 
Dies legt den Eindruck nahe, dass die IFSW den 
Problemen des Antisemitismus und des Islamis-
mus nur wenig Stellenwert einräumt. Ein wesent-
licher Unterschied zwischen den Positionen der 
Anerkennung und der Negation zeigt sich zu-
dem in der Anerkennung des Begriffs Antisemi-
tismus selbst. Während die Position der Auslas-
sung Antisemitismus schlicht ignoriert, kon-
zentriert sich die Position der Anerkennung auf 
den Antisemitismus als eine Form der Diskrimi-
nierung, die meist im Zusammenhang mit ande-
ren Vorurteilen erwähnt wird. Im Gegensatz zur 
Position der Auslassung eignet sich die Position 
der Anerkennung zumindest zur Analyse  
offenkundig antisemitischer Handlungen. Die  
inhaltlich nicht falsche Zuordnung des Antisemi-
tismus zu anderen Formen der Diskriminierung 
ist in ihrer Engführung auf die generalisierbare 
Dimension der Exklusion indes geeignet, die spe-
zifische Dimension des Antisemitismus zu ver-
kennen (Rensmann 2025: 14). Diese zeichnet sich 
durch die Vorstellung eines allumfassenden jüdi-
schen Einflusses auf unterschiedliche und zeitlich 
wie politisch heterogene Phänomene aus. Es gibt 
in dieser Vorstellungswelt theoretisch wie prak-
tisch keine gesellschaftliche Erscheinung, die sich 
nicht in irgendeiner Art und Weise auf jüdischen 
Einfluss zurückführen ließe. Jüd*innen sind in der 
antisemitischen Perzeption nicht eine zu benut-
zende, unterlegene Gruppe, wie es z. B. die ras-
sistische Konstruktion vorsieht; vielmehr verkör-
pern sie in antisemitischer Sicht das Prinzip der 
„Gegenrasse“ (Horkheimer/Adorno 1988: 177). 
Ihnen wird weltumspannende, grenzenlose 
Macht zugeschrieben, was gleichzeitig dazu 
führt, dass sich Antisemit*innen als Opfer begrei-
fen und ihre Projektionen als gerechten Kampf 
interpretieren und erleben können. Auch wenn 
offenbleiben muss, ob die Nichterwähnung die-
ser genuinen und spezifischen Dimension des  
 

Antisemitismus intendiert ist, bezeugt sie doch 
hinreichend die Notwendigkeit, sich auch in der 
Sozialen Arbeit mit Antisemitismus und seinen 
spezifischen historischen, politischen und sozial-
psychologischen Aspekten adäquat auseinan-
derzusetzen. 
 
3.2 Von der Äquidistanz zur Parteilichkeit 
 
Die zweite Erkenntnis bezieht sich auf Verände-
rungen im Laufe der Zeit: Kurz nach dem 7. Ok-
tober 2023 versuchte die IFSW einen Balanceakt 
und präsentierte sich als gleichermaßen unter-
stützend gegenüber israelischen und palästinen-
sischen Sozialarbeiter*innen. 2025 schloss die 
IFSW jedoch die israelische Föderation der Sozial-
arbeiter*innen IUSW unter Berufung auf Verlet-
zung ethischer Standards aus (Dokument 12) 
und förderte gleichzeitig Veranstaltungen, die 
sich nicht nur ausdrücklich mit antizionistischem 
Aktivismus befassten, sondern diesen auch be-
förderten, wie z. B. bei der Veranstaltung „Sozial-
arbeiter*innen für ein freies Palästina“ (Doku-
ment 8). Dieser Übergang von einer zweideuti-
gen Neutralität zu einer offenen Parteilichkeit 
zeigt, wie Antisemitismus in Diskursen, die um 
das für die Soziale Arbeit so essenzielle Thema 
„Menschenrechte“ kreisen, oft unsichtbar wird. 
Deutsche Akteure hingegen vermieden das 
Thema bis Mitte 2024 weitgehend. Ihre erste 
größere Stellungnahme (Dokument 10) war eine 
Reaktion auf Studierendenproteste gegen den 
Gazakrieg, in der sorgfältig versucht wurde, 
mehrere Anliegen unter einen Hut zu bringen: 
die Positionierung „gegen antisemitische und anti- 
muslimisch-rassistische Bedrohungen“ (DGSA 
2024b) ebenso wie die Ablehnung von Boykot-
ten israelischer Kollegen, aber auch die Verteidi-
gung der akademischen Freiheit und die Legiti-
mität antiisraelischer Proteste. Während inter- 
nationale Akteure wie die IFSW in dieser Frage zu 
antiisraelischer Parteilichkeit tendieren, sind 
deutsche Akteure, namentlich die DGSA, in ihrem 
behutsamen Bemühen, die aus ihrer Sicht rele-
vanten Aspekte zu adressieren und mithin einen 
Beitrag zur Rekontextualisierung der Debatte zu 
leisten, oftmals geneigt, eine unparteiische  
Metaperspektive einzunehmen. Inwiefern diese 
ausbalancierte Metaperspektive dazu beiträgt,  
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dem Gegenstand Antisemitismus sowohl in  
Bezug auf den 7. Oktober die notwendige Be-
deutung einzuräumen als auch die Etablierung 
der Thematik innerhalb der Sozialen Arbeit zu 
befördern, muss offenbleiben. 
 
3.3 Menschenrechte: Ein fragiler Diskurs? 
 
Ein drittes wichtiges Ergebnis ist eng mit dem 
gegenwärtigen Selbstverständnis der Sozialen 
Arbeit verknüpft, denn in fast allen analysierten 
Aussagen nimmt der Menschenrechtsbegriff  
einen herausragenden Stellenwert ein. Dies ist 
nicht überraschend, da sich Soziale Arbeit gemäß 
ihrer international anerkannten Definition als 
„Menschenrechtsprofession“ versteht: „Die 
Grundsätze der sozialen Gerechtigkeit, der Men-
schenrechte, der gemeinsamen Verantwortung 
und der Achtung der Vielfalt bilden die Grund-
lage der Sozialarbeit“ (DBSH 2016). In dieser Per-
spektive richtet sich der Fokus darauf, Menschen 
zu befähigen, „die Herausforderungen des Le-
bens zu meistern und ihr Wohlbefinden zu ver-
bessern“ (DBSH 2025). Es geht in dieser Lesart 
darum, sozialen Wandel voranzutreiben und 
möglichst egalitäre Bedingungen zu schaffen. 
Auch wenn die Potentiale und Limitationen die-
ser – oftmals mit Emphase vorgetragenen – Be-
zugnahmen auf universell gültige Menschen-
rechte innerhalb des Faches produktiv und kri-
tisch diskutiert werden (Pravad 2018; Scherr 
2020; Staub-Bernasconi 2019), so häufen sich 
doch auch kritische Stimmen. So problematisiert 
Scherr (2020) die Vorstellung einer moralisch 
überlegenen Selbstmandatierung, weist auf die 
innere Pluralität und politische Kontingenz des 
Menschenrechtsdiskurses hin und betont, dass 
Menschenrechte in wohlhabenden Rechtsstaa-
ten häufig geringere Ansprüche begründen als 
nationale Sozialgesetzgebungen. Insgesamt er-
scheint der Bezug auf Menschenrechte obschon 
als wertvoller, aber unzureichender Kompass: 
orientierungsstiftend, aber nicht selbst-evident; 
politisch ermächtigend, aber stets interpreta- 
tionsbedürftig. Diese Interpretationsbedürftig-
keit zeigt sich nicht nur in der deutschen Diskus-
sion, sondern insbesondere in internationaler 
Perspektive (Fuß 2024). 
 

In deutschsprachigen Ländern wird beispiels-
weise der Tatsache wenig Beachtung geschenkt, 
dass sich Menschenrechte in den letzten Jahr-
zehnten von der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, die noch den Schutz des ein-
zelnen Individuums in den Mittelpunkt stellte, 
durch verschiedene regionale Erklärungen zu 
kollektiven Rechten entwickelt haben. Theore-
tisch sollen sich diese ergänzen, in der Praxis 
(oder praktischen Auslegung) werden jedoch 
mitunter die Rechte des Individuums zugunsten 
derjenigen des Kollektivs außer Kraft gesetzt.   
Ein Beispiel dafür ist die 2020 verabschiedete 
„Cairo Declaration of the Organization of Islamic 
Cooperation on Human Rights“ (OIC 2020). Diese 
besagt ausdrücklich, dass der Einzelne dem 
Wohlergehen der Familie und des nationalen  
(religiösen) Kollektivs verpflichtet ist. Die Plurali-
tät unterschiedlich akzentuierter Menschen-
rechte mündet bisweilen in Widersprüchen, die 
in den hier analysierten Dokumenten nicht ver-
handelt werden. Es dominiert – zumindest was 
die hier analysierten Verlautbarungen der  
entsprechenden Fach- und Berufsverbände an-
belangt – sowohl national als auch international 
eine Vermeidungshaltung gegenüber diesen  
Widersprüchen. Ein mögliches Motiv hierfür 
könnte sein, dass der Menschenrechtsbegriff 
mittlerweile integral für Profession und Disziplin 
der Sozialen Arbeit ist. Diskussionen über Inhalte 
und Reichweite des Menschenrechtsbegriffs für 
die Soziale Arbeit finden zwar statt (Spatscheck/ 
Steckelberg 2018), diese spiegeln sich aber letzt-
lich nur unzureichend in sozialarbeiterischer  
Praxis oder den Positionierungen der Fachver-
bände. Tatsächlich dürfte diese Vermeidungshal-
tung nicht nur die verpasste Chance eines not-
wendigen Austauschs markieren, sondern es er-
scheint zunehmend fragwürdig, inwiefern die 
Anrufung eines notwendig diffusen Menschen-
rechtsbegriffs, wie sie in den analysierten Doku-
menten zu finden ist, geeignet ist, einen dauer-
haften Konsens in der Positionierung zu Anti- 
semitismus herzustellen. Zugespitzt formuliert 
ist es daher kaum verwunderlich, dass Sozial- 
arbeiter*innen einerseits als Beschützer*innen 
des Individuums und der individuellen Rechte 
auftreten, andererseits aber zu islamistischen  
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Massakern an jüdischen Individuen auffallend 
stumm sind. Diese Inkonsistenz dürfte wenig ge-
eignet sein, die Glaubwürdigkeit des Berufsstan-
des zu erhöhen.  
 
Schlussfolgerung: Die Normalisierung des 
Schweigens 
 
Die qualitative Inhaltsanalyse zeigt, dass unter-
schiedliche institutionelle Akteure der Sozialen 
Arbeit, insbesondere auf internationaler Ebene, 
es nach dem 7. Oktober weitgehend vermieden 
haben, sich mit Antisemitismus auseinanderzu-
setzen. Die Folgen sind erheblich: Erstens läuft 
der Begriff „Antisemitismus“ selbst Gefahr, unter 
allgemeinen Appellen an Frieden oder Gerech-
tigkeit unsichtbar zu werden. Zweitens kann das 
universalistische Ethos der Sozialen Arbeit spezi-
fische, historisch verwurzelte Formen des antise-
mitischen Ressentiments verschleiern. Antisemi-
tismus ist nicht einfach „eine andere Form von 
Rassismus“. Er hat spezifische Merkmale, darun-
ter seine verschwörerische Logik, seine auf Ver-
nichtung zielende Ausrichtung und seine Ver-
flechtung mit Narrativen über Israel und globale 
Macht. Diese Dynamiken zu ignorieren, schmä-
lert die Fähigkeit der Sozialen Arbeit, sinnvoll da-
rauf zu reagieren. Die Bedeutung für die sozial-
arbeiterische Praxis ist gravierend, denn Sozial-
arbeiter*innen, die Antisemitismus nicht erken-
nen oder benennen können, werden auch kaum 
zu einer antisemitismuskritischen Praxis in der 
Lage sein. 
 
Die wesentlichen Gründe für diese strukturelle 
Vernachlässigung des Gegenstands Antisemitis-
mus durch die Soziale Arbeit sind einerseits  
partikular, andererseits allgemein und generali-
sierbar: Während z. B. für Deutschland eine  
spezifische und in ihren Folgen letzten Endes un-
zureichende Befassung mit den Erblasten des 
Nationalsozialismus und den Verstrickungen der 
Sozialen Arbeit darin konstatiert werden kann 
(Alting/Momper 2024; Kappeler 2022), kann  
allgemein davon ausgegangen werden, dass  
jenseits der gesellschaftlichen Ächtung offener 
Manifestationen des klassischen Antisemitismus 
Spaltprodukte dieser gesellschaftlich illegitimen 
Form zunehmen. Diese, und weniger eine kohä- 
 

rente antisemitische Ideologie, sind dabei für 
den gegenwärtigen Antisemitismus signifikant. 
Die dabei entstandenen „Partikel des Ressenti-
ments“ (Diner 2019: 459) sind auch für emanzi-
patorische Narrative und menschenrechtliche 
Sensibilität, wie sie für die Selbstbeschreibung 
der Sozialen Arbeit integral sind, anschlussfähig 
und vermischen sich mit diesen. Einzelne Ele-
mente des Antisemitismus diffundieren und ver-
binden sich mit anderen Narrativen; es kommt zu 
einer gesellschaftlichen Entgrenzung des 
Ressentiments. 
 
Mit Blick auf die Zukunft stehen Profession und 
Disziplin der Sozialen Arbeit vor einer Entschei-
dung: entweder das derzeitige Muster der Aus-
lassung fortzusetzen oder sich kritisch mit Anti-
semitismus als eigenständigem und dringendem 
Problem auseinanderzusetzen. Und tatsächlich 
gewinnt das Thema zumindest im deutschspra-
chigen Raum vermehrt an Aktualität, wie neuere 
Veröffentlichungen nahelegen (Broden/Jagusch 
2026). Inwiefern diese auch zu einer gestiegenen 
Aufmerksamkeit seitens der Profession und da-
mit verbunden zu einer dauerhaften und struk-
turellen Verankerung antisemitismuskritischer 
Elemente in Ausbildung und Berufspraxis der  
Sozialen Arbeit führen werden, ist nicht nur eine 
akademische Frage: Ob die Soziale Arbeit sich 
entscheidet, Antisemitismus wahrzunehmen und 
zu bekämpfen oder zu ignorieren, wird nicht nur 
ihre Relevanz, sondern vor allen Dingen ihre 
ethische Integrität prägen. 
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